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4.] Institutionalieierung der Techaikfolgenabachltzung 
Christoph Hubig 
Technisierung und Entwicklung neuer Technologien hatten seit 
jeher tiefgreifende Folgen im politischen, ökonomischen und 
sozialen Bereich. Da Techniken nicht bloS Mittel fUr indivi-
duelles Handeln bereitstellen, sondern Handlungsspielräume 
erOffnen oder verschlieSen, somit also die Zweck- und Wertra-
tionalitllt des Handeins Uberindividuell berUhren, bedUrfen sie 
einer Beurteilungsinstanz jenseits der Summierung individueller 
Urteile. Der Institutionalisierung ihrer Abschlltzung *). Dies 
wird umso dringlicher, als gerade die zunehmend automatisierten 
Techniken selbst den Charakter von Institutionen annehmen. 
InstituUonalisierung der Technikfolgenabschätzung lIacht dabei 
nur einen Teilaspekt aus und ist nur sinnvoll, wenn sie mit 
einer Institutionalisierung der Technikplanung (als Ermög-
Hchung technischer Innovationen in bestimmter Richtung) ver-
bunden wird. 
Eine Institutionalisierung der Technikfolgenabschätzung IIUS 
•• E. differenziert entworfen werden, und zwar unter den 
GesiChtspunkten 
- des Bezugs der Technikfolgen zu Individuen, gesellschaftli-
chen Gruppen oder gesellSChaftlichen Gesamtstrukturen (1.), 
- des Charakters der Technikfolgen selbst als realen, real.ög-
lichen oder hypothetischen einerseits, Mikro- oder Makrofol-
gen andererseits (2.) **). 
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Entaprechend dieser Differenzierung mUßte die Folgenab-
sChltzungskompetenz jeweils Institutionen der Politikberatung, 
der Legislative selbst, der Jurisdiktion, der Exekutive, priVi-
legierten Verbinden, Betroffenenvertretungen (BUrgerinitiati-
ven) oder dem Marktverhalten, jeweils unterstUtzt durch selbst-
gewlhlte Wissenschaftler, zugesprochen werden (3.). Denn die 
Folgenabschltzung geht nicht einfach einer Bewertung voraus, 
sondern unterschiedliche Interessenlagen fokussieren bereits im 
Vorhinein, die Wertvorentscheidung, die Aufmerksamkeit und 
Untersuchungsenergie auf besti_te Bereiche der Folgen (wirt-
schaftliche, gesundheitliChe, soziale, ökonomische, technische 
usw.) (4.). 
Zu l.t 
Jeder vollzieht tlglich individuelle Technikfolgenabschltzung. 
Dies spiegelt sieh ia Marktverhalten. Der Markt ist dafUr auch 
die adlquate Ebene, soweit es sich um individuelle Folgen han-
delt. So bleibt es jedem unbenommen, durch vorwiegende Nutzung 
neuer Medien seine Schriftkultur zu ruinieren oder Teile seines 
Privatlebens transparent zu aachen oder durch die Wahl seiner 
Fortbewegungstechnik seiner Gesundheit IU schaden oder ihr zu 
nutzen. Diese Ebene wird Uberschritten, wenn die individuelle 
Abschltzungskompetenz in der Regel nicht ausreicht und/oder die 
Nebenfolgen der Wahl andere Individuen und aoziale Gruppen 
tangieren, insbesondere, wenn die Favorisierung technischer 
Produkte zum ökonomischen Selbstllufer wird und Handlungspiel-
rlume einschrlnkt durch Produktverdrlngung. Dann muß die Tech-
nikfolgenabschltzungskompetenz an Begleitinstitutionen der Exe-
kutive (I.B. TUV) ait Entscheidungsbefugnis und an analoge 
Institutionen fOr die Legislative (Enqulte-Komai8sionen) dele-
giert werden. Deren Aufgabe liegt wesentlich in der Ausschal-
tung Oberachaubarer, begrenzter RiBiken. Schwieriger wird es, 
wenn sich in der Technikfolgenabschltlung Zielkonflikte gesell-
schaftlicher Gruppen spiegeln, z.B. Gesundheitsrisiken fUr 
Anwohner technischer Anlagen oder Folgen fUr die Arbeitsplatl-
gestaltung infolge von Automatisierung. Da derartige 
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A!>schltlungen oft nichtrevidi.rbar. Folg.n 
selber in.titution.llen Charakter h.ben, dUrfen 
ti.cb be.euten Grellien - das gUt such fUr 
betr.ffen, die 
sie nur p.riU-
die person.lle 
lu ..... ns.tzung d.r TUV-Exp.rtenl - Oberl •••• n werden, die .d-
boC oder perman.nt t.gen. Uber entspr.chende Risiken, bzw. 
Risiken allgeJlMlingeseUsch.ftlich.r Natur darf nicht lIit dOnnen 
lIebrbeiun disponiert werden. Ps,udO-Anhörungen (wie fOr die 
11M) .ossen durch tr.nsp.rente Abechlltzungsinstitutionen, wie 
I.B. in ö.terreich durch Experten-Streitgesprlch •• ls "Wander-
tbeater" vor Volk.entscheiden, abgelö.t werden. Zumutbarkeits-
erwlgungen fOr Betroffene .Ussen nach wie vor bei der Jurisdik-
tion verbleiben, die flexibler ist als die VOll LObbyismus ge-
prägts Ge.etzgebung. 
Zu 2.1 
Tecbnikfolgen können als r.al. Folgen (als bereits aufgetretene 
oder simul1erb.re) leichter .ingeschätzt werden als in den 
Fillen, wo nur ihr. real. Möglichkeit (unt.r noch nicht be-
.tehenden Randbedingul1gen) oder ihr. blo8 hypothetische Mög-
licbkeit (i. Gedankenexperi.ent • imulierbar) zur BeurteUung 
an.teht. FUr di •• en Progressus sollte grund.ltzlich geltenl 
- Je .chwieriger der Möglichkeitsch.rakter einzuschlItzen ist, 
um.o stlrker IDUß wissenschaftliche FachkolDpetenz (zu 
ungunsten der Interessenvertreter gesellsch.ftlicher Gruppen) 
in den Grellien repräsentiert sein. Solchen Problemen begegnet 
un All be.ten .it Ad-hoc-Institutionen (Beispiel Gentechno-
logie) • 
- Je mehr es sich UID M.krorisiken h.ndelt (also zu deli Problem 
der Uberschaubarkeit des Auftretena von Folgen das Problem 
der Uberschaubarkei t der Begrenzung der Folgen tritt) umso 
llehr muß .ine - menschenmögliche - Ausschlußpflicht wirks.m 
werden. Bei Makrorisiken liegt die Beweis last .uf der Seite 
dessen, d.r bei Innov.tionen den Ausschluß jener nachweisen 
BUß (Kernkraft, Ozonloch, W.sserh.ush.lt), nicht bei demjeni-
gen, der begrUndete Verd.chtslDOmente vorträgt. Hier muß .ls 
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Institution die wissenschaftlich beratene Jurisdiktion ein-
treten, da Entscheidungen der Legislative von kurzfristigen 
Interessen geleitet sind. 
Zu 3.1 
Unter diesen Gesichtspunkten wlren Zentral institutionen der 
Technikfolgenabschltzung abzulehnen. Eine differenzierte Insti-
tutionalisierung hingegen steht vor dem Problem, wer die Zuwei-
sung der jeweiligen Abachltzungsprobleme an welchen Institutio-
nen vornimmt. Ein Institutionenkonflikt (wie z.B. zwischen Bun-
desgesundheitsamt und Umweltbundesamt analog zu ihrer jeweili-
gen Interessenverflechtung ) wlre permanent. Andererseits sind 
Institutionenkonflikte in einer wertepluralistischen Gesell-
schaft wÜnschenswert, denn Institutionen sind gerade "Träger 
von Wert ideen- ... ). Daher .Ussen nicht InsU tutionskonflikte 
veraieden, sondern Wege ihrer SChliChtung gefunden werden. Da 
es hier um for .. le Direktiven geht, ist der Gesetzgeber aufge-
rufen, die jeweiligen höheren Zuständigkeiten unter möglicher 
Vermeidung bOrokratischer Hemmnisse zu regeln. Angesichts neuer 
Makrorisiken ist die Instanz des Volksentscheides als Korrektiv 
von Entscheidungen im Legislaturperiodenrhythmus anzustreben. 
Zu 4.1 
Es könnte der Eindruck entstehen, da8 hier Technikfolgenab-
schltzung und Technikbewertung vermengt werden. Angesichts der 
Komplexitlt der Nebenfolgen von technischen Innovationen sind 
fUr deren Erforschung, I_unisierung oder Verstlrkung gesell-
schaftliche Investitionen in Größenordnungen nötig, die selbst 
den Gang mögliCher Untersuchungen langfristig institutionali-
sieren. Dies gilt sowohl fUr die Gewichtung der Sektoren 
einzelner Folgetypen als auch fUr die Auswahl derjenigen, denen 
AbBchltzungskompetenz zugesprochen wird. Entsprechende Wertvor-
entscheidungen betreffen also sowohl die Gewichtung der Folge-
typen als auch die Gewichtung der Interessen, unter denen 
Methoden zum Einsatz kommen, Grenzwerte ermittelt, Fristen der 
- 183 -
folgenrelevanz ins Auge gefaBt, Probleme regionalisiert, ver-
tagt, aktualisiert werden. Die Folgenabschatzung ist also nicht 
neutrale Voraussetzung der Bewertung von Technik, sondern be-
reits interessengeleitet. Die Vielfalt dieser Interessen lllBt 
eicb nicht in Zentrallnstitutlonen bUndeln, und die Gefahr 
.lner Monopolisierung 
lIachtgefllle kann nur 
werden. 
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